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Kapitel 1 
Zivilrecht 
Für eine Betriebsübergabe unter Lebenden ist grundsätzlich eine rechtsgeschäftliche 
Verfügung (Kauf, Schenkung, Einbringung als Sacheinlage in eine Personen- oder  
Kapitalgesellschaft) erforderlich. Eine in möglichst allen rechtlichen „Ecken“ abgesi-
cherte Betriebsübergabe ist daher jedenfalls zu empfehlen; im Nachfolgenden wer-
den die zivilrechtlichen Rahmenbedingungen näher dargestellt: 

1.1 Zivilrechtliche Grundbegriffe 

1.1.1 Rechtsnachfolge (Abgrenzung Gesamt- und Einzel-
rechtsnachfolge) 

Unter Gesamtrechtsnachfolge (auch: Universalsukzession) iSd ABGB und des Unter-
nehmensrechts versteht man, dass das Vermögen und die Schulden des Rechtsvor-
gängers als Gesamtheit uno actu auf den Rechtsnachfolger übergehen und der Rechts-
nachfolger in die übertragbaren Rechtspositionen des Rechtsvorgängers eintritt. Hiezu 
bedarf es nicht der bei der Einzelrechtsnachfolge (auch: Singularsukzession) erfor-
derlichen Übertragungs- und Erwerbsakte, der notwendigen Verfügungen, Publizi-
tätsformen und Zustimmungserklärungen Dritter.  

Bei der Gesamtrechtsnachfolge gehen somit dingliche Rechte (bspw Eigentumsrech-
te) ohne Verfügungsgeschäft und Rechte an unbeweglichen Sachen außerbücherlich 
(Durchbrechung des Intabulationsprinzips – Berichtigung des Grundbuches) über. 
Forderungen müssen nicht eigens abgetreten werden. Verpflichtungen gehen über, 
ohne dass es dazu einer rechtsgeschäftlichen Schuldübernahme bedarf, die die Zu-
stimmung der Gläubiger erfordern würde. 

Ein Beispiel für die Gesamtrechtsnachfolge im ABGB ist der Übergang des Verlassen-
schaftsvermögens auf den oder die Erben durch Einantwortung (§ 547 ABGB). Bei-
spiele für die Gesamtrechtsnachfolge im Bereich des Unternehmensrechts sind die 
Verschmelzung (§§ 219 ff AktG, insbesondere § 225a Abs 3 AktG, § 96 GmbHG), die 
Spaltung (§ 14 SpaltG), die Umwandlung durch Übertragung des Unternehmens einer 
Kapitalgesellschaft auf den Hauptgesellschafter nach dem UmwG (§ 2 UmwG) und 
der Übergang des Gesellschaftsvermögens einer Personengesellschaft auf den letzten 
verbliebenen Gesellschafter (§ 142 UGB). Ein Fall der „partiellen Gesamtrechtsnach-
folge“ ist die Umwandlung einer GesbR (§§ 1175 ff ABGB) in eine offene Gesellschaft 
(OG) oder Kommanditgesellschaft (KG) gem § 1206 ABGB. In diesem Fall sind grund-
bücherliche Rechte von der Gesamtrechtsnachfolge ausgenommen.  

Asset Deal – Share Deal 

Die Übernahme von Unternehmen kann über einen Share Deal oder einen Asset Deal 
erfolgen. Nachfolgend wird von einem Übergang durch Kauf ausgegangen.  
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Beim Share Deal erwirbt der Übernehmer die Gesellschaft, die das Unternehmen  
betreibt, durch Kauf aller (oder fast aller) Anteile in Form eines Beteiligungskaufs. 
Gekauft werden bspw Aktien, GmbH-Geschäftsanteile, Kommanditanteile oder auch 
der Gesellschaftsanteil des Komplementärs einer KG. 

Im Falle des Asset Deals werden die wesentlichen der Gesellschaft gehörenden Wirt-
schaftsgüter (Produktionsanlagen, Grundstücke, Gebäude, Einrichtungen, Vorräte, 
Marken und Patente) als Gesamtvermögen gekauft.  

In der Regel lässt sich ein Share Deal in der Praxis einfacher durchführen, da das  
Unternehmen in seinem Bestand nicht angetastet wird. Denn die Identität des Unter-
nehmensinhabers (zB GmbH, AG, KG) bleibt unverändert. Insbesondere findet kein 
Eigentumsübergang an den Wirtschaftsgütern, die zum Unternehmen gehören, statt. 
Auch die Vertragsverhältnisse zu Dritten werden grundsätzlich nicht berührt. Aus-
nahmen können sich nach der Bestimmung des § 12a Abs 3 MRG und aufgrund einer 
allfälligen „change of control“-Klausel in Verträgen mit Dritten ergeben. Die Konse-
quenz des Share Deals ist allerdings, dass der Käufer alle Verbindlichkeiten und Haf-
tungsrisiken mit kauft.  

Beim Asset Deal sind das zu übertragende Vermögen sowie sämtliche Rechtsverhält-
nisse exakt zu definieren: jedes einzelne der zu verkaufenden Wirtschaftsgüter mit 
allen dazu gehörenden Arbeits-, Vertrags- und Rechtsverhältnissen wird in den Kauf-
vertrag aufgenommen (idR Einzelrechtsnachfolge). Es ist auf Formvorschriften zu 
achten: wird das Betriebsgrundstück mitübertragen, so bedarf der gesamte Asset-
Kaufvertrag der gerichtlich oder notariell beglaubigten Unterschriften und der Auf-
sandungsklausel. Werden Verträge übergeleitet (was üblicherweise der Fall sein wird), 
bedarf es der Zustimmung jedes einzelnen Vertragspartners des Verkäufers. 

Exkurs: Steuerliche Gesamtrechtsnachfolge 

Bei jeder privatrechtlich normierten Gesamtrechtsnachfolge tritt grundsätzlich nach 
§ 19 BAO zugleich eine abgabenrechtliche Gesamtrechtsnachfolge ein. Höchstpersön-
liche Rechte und Pflichten aus dem Steuerschuldverhältnis, die mit dem Betriebs-
übergeber untrennbar verbunden sind, gehen im Regelfall nicht über (zB bei der  
Beendigung von Personengemeinschaften ohne Rechtspersönlichkeit verbleiben die 
sich aus Abgabenvorschriften ergebenden Rechte und Pflichten bei den zuletzt betei-
ligt gewesenen Gesellschaftern – § 19 Abs 2 BAO).  

In diesem Zusammenhang stuft der VwGH in ständiger Judikatur den Verlustabzug 
als Merkmal der persönlichen Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen als höchstper-
sönlich und damit als nicht nachfolgefähig ein (VwGH 19.9.1984, 84/13/0059, ÖStZB 
1985, 223). 

1.1.2 Formen der Rechtsgeschäfte 

Grundsätzlich ist es den handelnden Parteien überlassen, in welcher Form sie ein 
Rechtsgeschäft abschließen wollen: mündlich, schriftlich, vor dem Notar, mit oder 
ohne Zeugen; es gilt der Grundsatz der Formfreiheit (§ 883 ABGB). Für bestimmte 
Rechtsgeschäfte wird dieser Grundsatz durch gesetzliche Anordnung durchbrochen. 
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1.2.3 Haftung für unternehmensbezogene Verbindlich-
keiten 

§ 39 UGB ist der zeitlichen Begrenzung der Haftung des Übergebers (bzw Veräuße-
rers) gewidmet und enthält die sog „Nachhaftungsbegrenzung“.  

1.2.3.1 Haftung des Übergebers 

Nach § 38 Abs 1 erster Satz UGB erfolgt die Übernahme „mit den bis dahin entstan-
denen Rechten und Verbindlichkeiten“; dh der Erwerber tritt auch in die „Altlasten“ 
(ex tunc) ein. § 38 Abs 1 iVm § 39 UGB entlässt aber den Übergeber dabei nicht aus 
der Haftung; denn: der Übergeber haftet nach Maßgabe des § 39 UGB für die unter-
nehmensbezogenen Verbindlichkeiten fort, mag auch der Erwerber in die unterneh-
mensbezogenen Rechtsverhältnisse eingetreten sein. 

Haftungsrelevant sind nur jene Verbindlichkeiten, die bis zum Unternehmensüber-
gang entstanden sind; es kommt somit auf das Entstehen an, nicht auf deren Fälligkeit. 

§ 39 UGB normiert eine Nachhaftungsbegrenzung für den Veräußerer: Übernimmt 
der Erwerber des Unternehmens unternehmensbezogene Rechtsverhältnisse des 
Veräußerers mit den bis zum Unternehmensübergang entstandenen Rechten und 
Verbindlichkeiten, so haftet der Veräußerer für diese Verbindlichkeiten nur, soweit 
sie vor Ablauf von fünf Jahren nach dem Unternehmensübergang fällig werden. Zu 
denken ist bspw an Miet- und Leasingverträge, Darlehensverträge mit laufender Til-
gung, Leibrentenverträge oä. Ansprüche daraus verjähren innerhalb der für die  
jeweilige Verbindlichkeit geltenden Verjährungsfrist, längstens jedoch in drei Jahren. 

Der Veräußerer haftet also bspw für Mietzinszahlungen aus einem von ihm abge-
schlossenem Mietvertrag längstens acht Jahre (worst case); dies dann, wenn am letz-
ten Tag der Fünf-Jahres-Frist noch ein Anspruch, der gegen den Veräußerer geltend 
gemacht werden kann, fällig wird. 

1.2.3.2 Haftung des Erwerbers 

Im Gegensatz zu § 1409 ABGB unterliegt die Haftung nach § 38 UGB keiner betrag-
lichen Beschränkung und umfasst auch unbekannte und nicht erkennbare Verbind-
lichkeiten.5 Werden unternehmensbezogene Rechtsverhältnisse des Veräußerers vom 
Erwerber nicht übernommen, so haftet er dennoch für die damit verbundenen Ver-
bindlichkeiten. Dies gilt auch, wenn der Erwerber nur einzelne Verbindlichkeiten des 
Veräußerers nicht übernimmt. Die Erwerberhaftung des § 38 Abs 4 UGB kann ausge-
schlossen werden. Der Ausschluss muss aber, um Dritten gegenüber Wirksamkeit zu 
erlangen, zeitgleich mit dem Unternehmensübergang erklärt werden und für die da-
von betroffenen Dritten deutlich erkennbar sein. Dafür bestehen drei Möglichkeiten:  

 Eintragung des Haftungsausschlusses im Firmenbuch 
 verkehrsübliche Bekanntmachung (zB auf der Website) 
 Verständigung des Dritten 

                                                 
5   U. Torggler, UGB Komm. (2019³) § 38 Rz 69. 
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Kapitel 2 
Steuerrecht 
Einleitend ist festzuhalten, dass an die unentgeltliche Unternehmensübertragung 
bzw den unentgeltlichen Unternehmenserwerb besondere steuerliche Konsequenzen 
anknüpfen. Diese können sich von denen bei entgeltlicher Übertragung bzw entgelt-
lichem Erwerb ganz wesentlich unterscheiden. 

Bei einer Veräußerung (siehe unter Pkt 2.1) kommt es in aller Regel zur Aufdeckung 
der im Unternehmen vorhandenen stillen Reserven und zur Besteuerung nach § 24 
iVm § 37 EStG (bei Betrieben, Asset Deal) bzw nach § 27 EStG bei Kapitalgesell-
schaftsanteilen (Share Deal); weiters stellt der Vorgang einen umsatzsteuerlichen 
Leistungsaustausch nach § 4 Abs 7 UStG dar. 

Im Gegensatz dazu verhindert eine unentgeltliche Übertragung (siehe unter Pkt 2.2) 
aufgrund der zwingenden Buchwertfortführung nach § 6 Z 9 lit a EStG (siehe unter 
Pkt 2.2.1.2) eine Gewinnrealisierung und die damit zusammenhängenden ertragsteuer-
lichen Konsequenzen. Es besteht grundsätzlich eine Pflicht zur Anzeige der Schen-
kung beim Finanzamt gem § 121a BAO. 

Aus umsatzsteuerlicher Sicht (siehe unter Pkt 2.4) wird im Falle der unentgeltlichen 
Übertragung ein Eigenverbrauch nach § 3 Abs 2 UStG (UStR 2000, Rz 361) unter-
stellt; die dem Übernehmer in Rechnung gestellte Umsatzsteuer kann von diesem 
grundsätzlich als Vorsteuer abgezogen werden (§ 12 Abs 15 UStG). 

In Pkt 2.3 wird die Verpachtung als steuerliche Gestaltungsmöglichkeit der Betriebs-
übergabe dargestellt; unter Pkt 2.5 werden die Besonderheiten der Grunderwerb-
steuer iZm Betriebsübergaben besprochen; Pkt 2.6 und Pkt 2.7 beschäftigen sich mit 
der Privatstiftung und dem Umgründungssteuergesetz als mögliche Instrumente 
einer Betriebsübergabe. 

Die unterschiedliche steuerliche Behandlung von entgeltlicher und unentgeltlicher 
Übertragung von Betrieben, Teilbetrieben und Mitunternehmeranteilen erfordert  
jedoch zunächst eine begriffliche Abklärung, wann bzw unter welchen Bedingungen 
ein Vorgang als entgeltlich und wann als unentgeltlich zu qualifizieren ist. 

2.1 Die entgeltliche Betriebsübergabe 
Unter entgeltlicher Betriebsübergabe versteht man grundsätzlich  

 die Übertragung des zivilrechtlichen oder zumindest wirtschaftlichen Eigentums 
am Betriebsvermögen 

 gegen Entgelt (zB Verkauf, Tausch, Zwangsversteigerung, Enteignung oder Über-
nahme des Betriebsvermögens eines real überschuldeten Betriebes gegen Über-
nahme der Betriebsschulden gem EStR 2000, Rz 5564)  

 auf eine andere Person (VwGH 24.9.1996, 95/13/0290). 
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Ein entgeltlicher Erwerbsvorgang setzt die Änderung der Zurechnung eines bereits 
bestehenden Wirtschaftsgutes oder die Neubegründung eines Rechtsverhältnisses 
gegen eine nach kaufmännischen Grundsätzen angemessene Gegenleistung voraus. 

Für die Betriebsaufgabe gelten grundsätzlich die gleichen Vorschriften wie für Be-
triebsveräußerungen. 

Wird der (Teil-)Betrieb durch einen Gesellschafter an seine Kapitalgesellschaft zu  
einem fremdunüblich niedrigen Preis verkauft, liegt ein Tausch und damit eine  
Betriebsveräußerung vor (EStR 2000, Rz 5565; § 6 Z 14 lit b EStG; verdeckte Einlage 
bei Körperschaft, siehe EStR 2000, Rz 2600 ff). 

Erfolgt die Einstellung der betrieblichen Tätigkeit aufgrund der Konkurseröffnung, 
liegt eine Betriebsaufgabe vor; ebenso der Übergang zu einem Liebhabereibetrieb 
(EStR 2000, Rz 5640 f). 

Keine Veräußerungen sind Übertragungen im Wege der Erbschaft (dies auch dann, 
wenn die Erbschaft mit Legaten, Pflichtteilsansprüchen oder Auflagen belastet ist  
oder Verbindlichkeiten mit übernommen werden) oder Übertragungen eines (Teil-) 
Betriebes durch den Erben in Erfüllung eines Legates oder eines Pflichtteilsanspru-
ches. Diese Übertragungen sind weder Betriebsveräußerung noch Betriebsaufgabe, 
sondern unentgeltlicher Erwerb, der zur Buchwertfortführung gem § 6 Z 9 lit a EStG 
führt10 (EStR 2000, Rz 5566; Rz 2529 ff und Rz 5643). 

Keine entgeltliche Übertragung und damit keine Veräußerung ist grundsätzlich auch 
die Schenkung. Diese setzt eine tatsächliche Bereicherung des Rechtsnachfolgers  
voraus (VwGH 25.2.1998, 97/14/0141). Wird daher ein real überschuldeter Betrieb 
gegen Übernahme der Betriebsschulden übertragen, liegt mangels Bereicherung des 
Übernehmers keine Schenkung vor (siehe dazu EStR 2000, Rz 5669 und 5679 ff). 

2.1.1 Abgrenzung der Betriebsveräußerung zu anderen 
Sachverhalten 

Die Veräußerung der Betriebsgrundlagen an verschiedene Erwerber ist mangels 
Übertragung eines lebenden Betriebes keine Betriebsveräußerung, sondern eine  
Betriebsaufgabe. 

Eine bloß formwechselnde Umwandlung einer Mitunternehmerschaft (zB aus 
einer OG wird eine KG) löst keine der in § 24 EStG genannten Konsequenzen aus.  
Es sind in diesem Fall die Buchwerte fortzuführen und sämtliche (Behalte-)Fristen 
laufen weiter. 

Beim Ausscheiden eines reinen Arbeitsgesellschafters erzielt dieser keinen Ver-
äußerungsgewinn, weil er am Gesellschaftsvermögen (insb stille Reserven) nicht  
beteiligt ist. Er hat keinen Kapitalanteil, sondern nur Gewinnansprüche. Eine gezahlte 
Abfindung ist als nachträgliches Arbeitsentgelt und somit als Bestandteil des laufen-
den Gewinnes anzusetzen. 
                                                 
10  Siehe VwGH 12.11.1985, 85/14/0074; VwGH 20.11.1990, 89/14/0156; VwGH 29.6.1995, 93/15/0134. 
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 Berechnung nach der Nettomethode 

  Barbetrag 

+  Summe der Raten (uU abgezinst) 
+  vom Erwerber übernommene private Schulden 

=  Summe Veräußerungserlös/Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer 

+  Preis für die Immobilie iRd Immobilienertragsbesteuerung 

+  Buchwert der veräußerten Immobilie iRd der Immobilienertragsbesteuerung 

+  positives Kapitalkonto (+ negatives Kapitalkonto) laut Steuerbilanz 

+  Passiva (Buchwerte), die nicht auf den Erwerber übergehen 

–  Aktiva (Buchwerte), die nicht auf den Erwerber übergehen 
–  sonstige Veräußerungskosten 

=  steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn 

In der Praxis wird meist die leicht anzuwendende Nettomethode angewendet. Als 
grobe Richtschnur ergibt sich der Veräußerungsgewinn als Differenz zwischen Ver-
kaufserlös nach Abzug der sonstigen Veräußerungskosten (insb Beratungskosten, 
Vertragskosten, Notar- und Grundbuchgebühren) und der Höhe des Kapitalkontos. 

2.1.4.6  Grundstücke im Betriebsvermögen 

Die zum Anlagevermögen gehörenden Grundstücke (umfasst Grund und Boden,  
Gebäude sowie grundstücksgleiche Rechte) sind bei der Ermittlung des Veräuße-
rungsgewinnes gem § 24 EStG nicht zu berücksichtigen, wenn der auf die Grundstü-
cke entfallende Teil des Veräußerungsgewinnes mit dem besonderen Steuersatz gem 
§ 30a EStG (30%) besteuert wird. 

Sind die in den Grundstücken enthaltenen stillen Reserven nicht bekannt, ist der 
Wert der Grundstücke idR im Wege einer Verhältnisrechnung zu ermitteln, und zwar 
in der Weise, dass zunächst die Verkehrswerte aller veräußerten Wirtschaftsgüter 
des Betriebsvermögens (einschließlich des Wertes aller Grundstücke und eines nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ermittelten Firmenwertes) festzustellen sind. 
In dem Ausmaß, das dem Anteil des Wertes aller Grundstücke am Gesamtbetrag der 
Verkehrswerte (inklusive Firmenwert) entspricht, ist der Veräußerungserlös für den 
ganzen Betrieb um den auf die Grundstücke entfallenden Teil zu kürzen. 

Von diesem auf die Grundstücke entfallenden Veräußerungsgewinn sind die Buch-
werte der Grundstücke in Abzug zu bringen. Als Betriebsausgaben können die Kosten 
für die Selbstberechnung und Mitteilung der Immobilienertragsteuer gem § 30c EStG 
sowie anlässlich der Veräußerung entstehende Minderbeträge aus Vorsteuerberich-
tigungen gem § 6 Z 12 EStG in Abzug gebracht werden. Weitere Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der Veräußerung der Grundstücke sind nicht abzugsfähig. 

Der ermittelte Veräußerungsgewinn wird dann mit dem besonderen Steuersatz gem 
§ 30a EStG versteuert (EStR 2000, Rz 5659). 
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2.1.6 Steuerliche Begünstigungen bei der Betriebs-
veräußerung bzw -aufgabe 

Für den einer natürlichen Person17 erzielten Veräußerungsgewinn im Sinne des § 24 
EStG (dazu gehört auch der Aufgabegewinn) bestehen einkommensteuerrechtlich 
folgende Begünstigungen: 

 Ermäßigung der Progression: Verteilungsbegünstigung oder Hälftesteuersatz; 

 Freibetrag: € 7.300,--; 

Anrechnung der Erbschafts- Schenkungs-, Grunderwerb- und Stiftungseingangs-
steuer; Option auf Entnahme zum gemeinen Wert bei Betriebsaufgabe; 

Die Hauptwohnsitzbefreiung iZm einer Betriebsaufgabe iSd § 24 Abs 6 EStG idF vor 
AbgÄG 2023 wurde für Betriebsaufgaben ab 1.7.2023 entfernt, da Gebäudeentnah-
men ab diesem Zeitpunkt zum Buchwert möglich sind.  

2.1.6.1 Hälftesteuersatz (Altersbegünstigung; § 37 Abs 5 EStG) 

Der Steuersatz für den Veräußerungs- bzw Aufgabegewinn (§ 24 EStG) ermäßigt sich 
auf Antrag auf die Hälfte des auf das gesamte Einkommen entfallenden Durch-
schnittssteuersatzes, wenn der Betrieb deswegen veräußert oder aufgegeben wird, 
weil der Steuerpflichtige 

 gestorben ist, oder 

 (nachweislich) erwerbsunfähig ist, oder 

 das 60. Lebensjahr (gilt für Frauen und Männer) vollendet hat und seine  
Erwerbstätigkeit einstellt und 

 seit der Eröffnung oder dem letzten entgeltlichen Erwerbsvorgang sieben Jahre 
(84 Monate; Stichtagsprinzip) vergangen sind. 

Die Halbsatzbegünstigung steht nur bei der Veräußerung oder Aufgabe des gesamten 
Betriebes, nicht aber bei der Aufgabe oder Veräußerung eines Teilbetriebes zu (EStR 
2000, Rz 7310). 

Da § 37 Abs 5 EStG die Veräußerung des gesamten Betriebes verlangt, bedeutet dies 
auch für Mitunternehmeranteile, dass der gesamte Mitunternehmeranteil veräußert 
werden muss, um die Voraussetzungen des § 37 Abs 5 EStG zu erfüllen. Die Veräuße-
rung bloß einer Quote erfüllt den Tatbestand grundsätzlich nicht (VwGH 26.1.2023, 
Ro 2022/15/0006). 

Die steuerliche Begünstigung ist bei Veräußerungen gegen Rente gem § 37 Abs 7 
EStG nicht anwendbar und schließt auch die Berücksichtigung des Freibetrages von 
€ 7.300,-- aus (siehe Pkt 2.1.6.3: Freibetrag von € 7.300,--). 

                                                 
17  Tritt statt einer natürlichen Person eine GmbH als Verkäufer auf, fällt auf Ebene der GmbH 25% KÖSt (bei 

Ausschüttung in weiterer Folge 27,5% KESt, somit gesamt 45,6%) ohne jeglicher steuerlicher Begünstigung 
an! 
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2.5.1 Allgemeines zur Grunderwerbsteuer 

Die GrESt erfasst den Erwerb von inländischen Grundstücken aufgrund von Rechts-
vorgängen. Aus zivilrechtlicher Sicht erfolgt – abgesehen von wenigen Ausnahmen 
(Ersitzung, Zwangsversteigerung) – der Übergang des Eigentums an Grundstücken 
durch die Eintragung (Intabulation) in das Grundbuch (Modus). Die GrESt wird  
jedoch schon durch Abschluss des Verpflichtungsgeschäftes (Titel) ausgelöst, sodass 
die Eintragung in das Grundbuch für die GrESt keine Bedeutung hat.  

2.5.2 Begriff des Grundstückes iSd GrEStG 

Das GrEStG knüpft an das Zivilrecht und versteht unter Grundstück solche des bür-
gerlichen Rechts. Zum Grundstück gehört daher der Grund und Boden, der natürliche 
Zuwachs, die auf Grund und Boden errichteten Gebäude (ausgenommen Superädi-
fikate) sowie das Zubehör (zB Nebensachen, die dem Grundstück dienen, wie etwa 
die Einrichtung des Gebäudes, Grunddienstbarkeiten, Wasserbenutzungsrechte etc). 

Baurechte (das ist ein Recht, auf oder unter der Bodenfläche eines fremden Grund-
stückes ein Bauwerk zu haben) stehen dem Grundstück gleich und daher unterliegt 
die Bestellung eines Baurechtes der GrESt. 

Nicht zum Grundstück gerechnet werden Maschinen und sonstige Vorrichtungen  
aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören. 

2.5.3 Tatbestände – Steuergegenstand (§ 1 GrEStG) 

Steuergegenstand sind die in § 1 GrEStG angeführten Tatbestände: 

 Kaufverträge und andere Rechtsgeschäfte 

Das sind Rechtsgeschäfte, die den Anspruch auf Übereignung begründen (insb 
Tauschverträge, Verträge über die Einbringung eines Grundstückes in eine Gesell-
schaft); dieser Tatbestand ist bereits erfüllt, wenn die Durchsetzung des Übereig-
nungsanspruches möglich ist, dh auch ein mündlicher Vertrag löst GrESt-Pflicht 
aus. Nicht darunter fallen ein Angebot, die Option oder ein Vorkaufsrecht (siehe 
Pkt 1.1.3), da in diesen Fällen kein Übereignungsanspruch begründet wird. 

 Eigentumserwerb 

Damit sind jene Fälle gemeint, denen kein Verpflichtungsgeschäft vorangegangen 
ist, wie zB der Erwerb bei einer Zwangsversteigerung, durch Enteignung, Erwerb 
kraft Gesetz oder bei der Ersitzung. Bei einer Umwandlung einer KG in eine GesbR 
werden die Gesellschafter kraft Gesetzes Miteigentümer der Grundstücke wodurch 
die GrESt-Pflicht ausgelöst wird. 

 Abtretungsgeschäfte 

Das sind Geschäfte, durch die der schuldrechtliche Anspruch auf Übereignung wei-
ter übertragen wird, wie zB die Abtretung des Anspruches auf Übereignung, die 
Abtretung einer Option oder die Verpflichtung zu einer solchen Abtretung. 
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Kapitel 4 
Begünstigungen und Förderungen 
bei Betriebsübergaben 

4.1 Neugründungsförderungsgesetz  
(NeuFöG) für Betriebsübernehmer 

Das NeuFöG kann vom Betriebsübernehmer vor der Unternehmensübernahme in 
Anspruch genommen werden. Durch die Inanspruchnahme des NeuFöG werden 
Neugründungen, entgeltliche und/oder unentgeltliche Betriebsübertragungen von 
bestimmten Abgaben und Gebühren befreit: 

4.1.1 Begünstigte Neugründung im Sinne des NeuFöG 

Eine begünstigte (betriebliche) Neugründung iSd NeuFöG liegt unter folgenden  
Voraussetzungen vor: 

 Neueröffnung eines gewerblichen, land- und forstwirtschaftlichen oder dem selb-
ständigen (freiberuflichen) Erwerb dienenden Betriebes durch Schaffung einer 
bisher nicht vorhandenen betrieblichen Struktur. 

 Der Betriebsinhaber hat sich innerhalb der letzten 2 Jahre nicht in vergleichbarer 
Art (in einer vergleichbaren Branche) sowohl im Inland als auch im Ausland be-
trieblich betätigt. 

 Bei der Vergleichbarkeit der Betätigung kommt es nicht auf den Gewerbewortlaut 
an, sondern darauf, ob die neuerliche selbständige Tätigkeit in dieselbe Wirtschafts-
klasse fällt, wie die seinerzeitige Tätigkeit (ÖNACE). 

 Es handelt sich nicht nur um eine Änderung der Rechtsform. 
 Es liegt kein bloßer Wechsel in der Person des Betriebsinhabers vor, egal, ob es 

sich dabei um eine entgeltliche oder unentgeltliche Betriebsübertragung handelt. 
 Die geschaffene betriebliche Struktur darf innerhalb eines Jahres ab Neugründung 

nicht um bestehende andere Betriebe oder Teilbetriebe erweitert werden. 

4.1.2 Begünstigte Betriebsübertragung im Sinne des 
NeuFöG 

Eine begünstigte Betriebsübertragung iSd NeuFöG liegt vor, wenn 

 bloß ein Wechsel in der Person des die Betriebsführung beherrschenden Betriebsin-
habers in Bezug auf einen bereits vorhandenen Betrieb (Teilbetrieb) durch eine ent-
geltliche oder unentgeltliche Übertragung des Betriebes (Teilbetrieb) erfolgt, und 

 die die Betriebsführung innerhalb von 2 Jahren nach der Übertragung beherr-
schende Person (Betriebsinhaber) sich bisher nicht in vergleichbarer Art beherr-
schend betrieblich betätigt hat. 
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